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Satzung 
 (bereinigte Fassung) 

 
der Stadtgemeinde Bernkastel-Kues zur Erhebung von wiederkehrenden Bei-

trägen für den Ausbau von Verkehrsanlagen 
vom 10. Juli 2007, einschl. 

1. Änderung vom 24.03.2009 
2. Änderung vom 14.06.2011 
3. Änderung vom 24.04.2013 
4. Änderung vom 04.01.20161 
5. Änderung vom 25.03.20222 

 
 
Der Stadtrat Bernkastel-Kues hat auf Grund des § 24 der Gemeindeordnung (GemO) 
und der §§ 2 Abs. 1, 7, 10 und 10a des Kommunalabgabengesetzes (KAG) folgende 
Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird: 

§ 1 
Erhebung von Ausbaubeiträgen 

(1) Die Stadtgemeinde Bernkastel-Kues erhebt wiederkehrende Beiträge für den 
Ausbau von Verkehrsanlagen nach den Bestimmungen des KAG und dieser Sat-
zung. 
 
(2) Beiträge für selbständige Grünanlagen und selbständige Parkflächen werden 
nicht erhoben.  
 
(3) Ausbaubeiträge werden für alle Maßnahmen an Verkehrsanlagen, die der Erneu-
erung, der Erweiterung, dem Umbau oder der Verbesserung dienen, erhoben. 

1. "Erneuerung" ist die Wiederherstellung einer vorhandenen, ganz oder teilweise 
unbrauchbaren, abgenutzten oder schadhaften Anlage in einen dem regelmä-
ßigen Verkehrsbedürfnis genügenden Zustand, 

2. "Erweiterung" ist jede flächenmäßige Vergrößerung einer fertiggestellten Anla-
ge oder deren Ergänzung durch weitere Teile, 

3. "Umbau" ist jede nachhaltige technische Veränderung an der Verkehrsanlage, 
4. "Verbesserung" sind alle Maßnahmen zur Hebung der Funktion, der Änderung 

der Verkehrsbedeutung im Sinne der Hervorhebung des Anliegervorteiles so-
wie der Beschaffenheit und Leistungsfähigkeit einer Anlage. 

 
(4) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht, soweit Kostenerstattungsbeträge 
nach §§ 135 a-c BauGB zu erheben sind. 
 
(5) Ausbaubeiträge nach dieser Satzung werden nicht erhoben, wenn die Kosten der 
Beitragserhebung außer Verhältnis zu dem zu erwartenden Beitragsaufkommen ste-
hen. 

                                                
1 In Kraft getreten rückwirkend zum 01.01.2013 

2 In Kraft getreten rückwirkend zum 01.01.2022 
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§ 2 
Beitragsfähige Verkehrsanlagen 

(1) Beitragsfähig ist der Aufwand für 
1. Verkehrsanlagen, ausgenommen solche in Kern, Gewerbe- und Industrie-

gebieten, an denen eine Bebauung zulässig ist 
a) bis zu 2 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 12 m, wenn eine beidseitige 

und mit einer Breite bis zu 9 m, wenn eine einseitige Nutzung zulässig ist. 
b) mit 3 oder 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 15 m, wenn eine beid-

seitige und mit einer Breite bis zu 12 m, wenn eine einseitige Nutzung zu-
lässig ist, 

c) mit mehr als 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis 18 m wenn eine beidsei-
tige und mit einer Breite von bis zu 13 m, wenn eine einseitige Nutzung zu-
lässig ist.  

2. Verkehrsanlagen in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten mit einer Breite bis 
zu 18 m, wenn eine beidseitige und mit einer Breite bis zu 13 m, wenn eine 
einseitige Nutzung zulässig ist. 

3. Fußgängerzonen, verkehrsberuhigte Bereiche, Mischflächen (Flächen, die in-
nerhalb der Straßenbegrenzungslinien Funktionen von Teileinrichtungen mit-
einander kombinieren und bei denen auf eine Funktionstrennung ganz oder 
teilweise verzichtet wird) bis zu den jeweils in Nr. 1 genannten Höchstbreiten. 

4. Parkflächen, die Bestandteile der Verkehrsanlagen nach Nrn. 1 bis 2 sind, bis 
zu einer weiteren Breite von 6 m, 

5. Grünanlagen, die Bestandteile der Verkehrsanlagen nach Nrn. 1 bis 3 sind, 
bis zu einer weiteren Breite von 6 m. 

 
(2) Endet eine Verkehrsanlage mit einem Wendeplatz, so erhöhen sich in dem Be-
reich des Wendeplatzes die in Abs. 1 Nr. 1 bis 3 angegebenen Maße um die Hälfte, 
bei Verkehrsanlagen nach den Nummern 1 und 2 mindestens aber um 8 m. 
 
(3) Ergeben sich nach Abs. 1 unterschiedliche Höchstbreiten, so gilt für die gesamte 
Verkehrsanlage die größte Breite. 
 
(4) Nicht beitragsfähig sind die Kosten für Brückenbauwerke mit den dazu gehören-
den Rampen. 

§ 3 
Ermittlungsgebiete 

(1) Sämtliche zum Anbau bestimmten Verkehrsanlagen folgender Gebiete bilden je-
weils einheitliche öffentliche Einrichtungen (Abrechnungseinheiten): 

1. Zu der Abrechnungseinheit „Bernkastel“ gehören alle zum Anbau bestimmten 
Verkehrsanlagen des gesamten Ortsteils „Bernkastel“. 

2. Zu der Abrechnungseinheit „Kues“ gehören alle zum Anbau bestimmten Ver-
kehrsanlagen des gesamten Ortsteils „Kues“. 

3. Zu der Abrechnungseinheit „Plateau“ gehören alle zum Anbau bestimmten 
Verkehrsanlagen des gesamten Stadtteils „Kueser Plateau“. 

4. Zu der Abrechnungseinheit „Wehlen“ gehören alle zum Anbau bestimmten 
Verkehrsanlagen des gesamten Stadtteils „Wehlen“. 
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5. Zu der Abrechnungseinheit „Andel“ gehören alle zum Anbau bestimmten Ver-
kehrsanlagen des Stadtteils Andel, jedoch ohne des Gewerbegebiets Andel.  

6. Zu der Abrechnungseinheit „Gewerbegebiet Andel“ gehören alle zum Anbau 
bestimmten Verkehrsanlagen des Gewerbegebiets Andel. 

Die vorgenannten Ortsteile sind in dem als Anlage 1 beigefügten Plan erkennbar. Die 
Begründung für die Aufteilung des Gemeindegebietes in mehrere Abrechnungs-
einheiten ist dieser Satzung als Anlage 2 beigefügt. 
(2) Der beitragsfähige Aufwand wird für die eine Abrechnungseinheit bildenden Ver-
kehrsanlagen nach den jährlichen Investitionsaufwendungen in der jeweiligen Ab-
rechnungseinheit nach Abs. 1 ermittelt. 
 

§ 4 
Gegenstand der Beitragspflicht 

(1) Der Beitragspflicht unterliegen alle baulich, gewerblich, industriell oder in ähnli-
cher Weise nutzbaren Grundstücke, die die rechtliche und tatsächliche Möglichkeit 
einer Zufahrt oder eines Zugangs zu einer in der Abrechnungseinheit gelegenen 
Verkehrsanlage haben. 
 
(2) Grundlage der Veranlagung ist das Buchgrundstück. Ausnahmsweise werden 
mehrere neben-, hintereinander oder getrennt liegende Buchgrundstücke als einheit-
liches Grundstück behandelt, wenn sie entweder im Zusammenhang bebaut sind 
oder gemeinsam genutzt werden bzw. zur gemeinsamen Nutzung vorgesehen sind. 
Dies gilt insbesondere für Grundstücke mit Garagen, Stellplätzen, Gärten und Zu-
fahrten. Gemeinschaftliche Zufahrten bilden eine wirtschaftliche Einheit mit jedem 
der durch sie erschlossenen Grundstücke.  

§ 5 
Gemeindeanteil 

Der Gemeindeanteil beträgt in den Abrechnungseinheiten  
 „Bernkastel“ 35 v.H., 
 „Kues“ 40 v.H., 
  „Wehlen“ 35 v.H. 
 „Andel“ ohne Gewerbegebiet 35 v.H. 
 „Gewerbegebiet Andel“ 40 v.H. 

§ 6 
Beitragsmaßstab 

(1) Maßstab ist die Grundstücksfläche mit Zuschlägen für Vollgeschosse. Der Zu-
schlag je Vollgeschoss beträgt 20 v. H. Für die ersten zwei Vollgeschosse beträgt 
der Zuschlag einheitlich 40 v. H. 
 
(2) Als Grundstücksfläche nach Abs. 1 gilt: 

1. In beplanten Gebieten die überplante Grundstücksfläche. Ist das Grundstück 
nur teilweise überplant und ist der unbeplante Grundstücksteil dem Innenbe-
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reich nach § 34 BauGB zuzuordnen, gilt als Grundstücksfläche die Fläche des 
Buchgrundstücks; Nr. 3 ist ggf. entsprechend anzuwenden. 

2. Hat der Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 BauGB erreicht, ist 
dieser maßgebend. Nr. 1 Satz 2 gilt entsprechend. Liegen Grundstücke inner-
halb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB), sind zu be-
rücksichtigen: 
a) bei Grundstücken, die an eine Verkehrsanlage angrenzen, die Fläche von 

dieser bis zu einer Tiefe von 35 m. 
b) bei Grundstücken, die nicht an eine Verkehrsanlage angrenzen, mit dieser 

aber durch einen eigenen Weg oder durch einen Zugang verbunden sind 
(Hinterliegergrundstück), die Fläche von der zu der Verkehrsanlage hin lie-
genden Grundstücksseite bis zu einer Tiefe von 35 m. 

c) Grundstücksteile, die ausschließlich eine wegemäßige Verbindung darstel-
len, bleiben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe nach a) und b) unbe-
rücksichtigt. 

d) Sind die jenseits der nach a) und b) angeordneten Tiefenbegrenzungslinie 
liegenden Grundstücksteile aufgrund der Umgebungsbebauung baulich 
oder in ähnlicher Weise selbständig nutzbar (Hinterbebauung in zweiter 
Baureihe), wird die Fläche bis zu einer Tiefe von 70 m zugrunde gelegt. 
Sind die hinteren Grundstücksteile nicht in diesem Sinne selbständig nutz-
bar und geht die tatsächliche bauliche, gewerbliche, industrielle oder ähnli-
che Nutzung der innerhalb der Tiefenbegrenzung liegenden Grundstücks-
teile über die tiefenmäßige Begrenzung nach a) und b) hinaus, so ver-
schiebt sich die Tiefenbegrenzungslinie zur hinteren Grenze der tatsächli-
chen Nutzung.   
Wird ein Grundstück jenseits der in Satz 1 angeordneten erhöhten Tiefen-
begrenzungslinie tatsächlich baulich, gewerblich, industriell oder ähnlich 
genutzt, so verschiebt sich die Tiefenbegrenzungslinie zur hinteren Grenze 
der tatsächlichen Nutzung.   

 
(3) Für die Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 1 gilt: 

1. Für beplante Grundstücke wird die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzu-
lässige Zahl der Vollgeschosse zugrundegelegt. 

2. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan nicht die Zahl der Vollgeschos-
se, sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, gilt die durch 3,5 geteilte 
höchstzulässige Baumassenzahl. Ist eine Baumassenzahl nicht festgesetzt, 
dafür aber die Höhe der baulichen Anlagen in Form der Trauf- oder Firsthöhe, 
so gilt die durch 3,0 geteilte höchstzulässige Trauf- oder Firsthöhe. Sind beide 
Höhen festgesetzt, so ist die höchstzulässige Traufhöhe der Berechnung zu-
grunde zu legen. Soweit der Bebauungsplan keine Festsetzungen trifft, gilt als 
Traufhöhe der Schnittpunkt der Außenseite der Dachhaut mit der seitlichen 
Außenwand. Die Höhe ist in der Gebäudemitte zu messen. Bruchzahlen wer-
den auf volle Zahlen auf- oder abgerundet 

3. Hat ein Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 BauGB erreicht, gelten 
Nr. 1 und 2 entsprechend. 

4. Soweit kein Bebauungsplan besteht, gilt 
a) die Zahl der auf den Grundstücken der näheren Umgebung überwiegend 

vorhandenen Vollgeschosse; ist ein Grundstück bereits bebaut und ist die 
dabei tatsächlich verwirklichte Vollgeschosszahl  höher als die in der nähe-
ren Umgebung, so ist die tatsächlich verwirklichte Vollgeschosszahl zu-
grunde zu legen.   
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b) bei Grundstücken, die mit einer Kirche bebaut sind, die Zahl von zwei Voll-
geschossen. Dies gilt für Türme, die nicht Wohnzwecken, gewerblichen o-
der industriellen Zwecken oder einer freiberuflichen Nutzung dienen, ent-
sprechend.  

5. Ist nach den Nummern 1 – 4 eine Vollgeschosszahl nicht feststellbar, so ist 
die tatsächlich vorhandene Traufhöhe geteilt durch 3,0 anzusetzen, wobei 
Bruchzahlen auf ganze Zahlen auf- und abzurunden sind. 

6. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan eine sonstige Nutzung festge-
setzt ist oder die außerhalb von Bebauungsplangebieten tatsächlich so ge-
nutzt werden (z.B. Sport-, Fest- und Campingplätze, Freibäder, Friedhöfe), 
wird bei vorhandener Bebauung die tatsächliche Zahl der Vollgeschosse an-
gesetzt, in jedem Fall mindestens jedoch ein Vollgeschoss.  

7. Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden 
dürfen, gilt die festgesetzte Zahl der Geschosse oder, soweit keine Festset-
zung erfolgt ist, die tatsächliche Zahl der Garagen- oder Stellplatzgeschosse, 
mindestens jedoch ein Vollgeschoss. Absatz 1 Satz 2 gilt insoweit nicht. 

8. Die Zahl der tatsächlich vorhandenen oder sich durch Umrechnung ergeben-
den Vollgeschosse gilt, wenn sie höher ist als die Zahl der Vollgeschosse 
nach den vorstehenden Regelungen. 

9. Sind auf einem Grundstück mehrere Gebäude mit unterschiedlicher Zahl von 
Vollgeschossen zulässig oder vorhanden, gilt die bei der überwiegenden 
Baumasse vorhandene Zahl.  

 
(4) Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich von Satzungen nach § 34 Abs. 4  
BauGB liegen, werden zur Ermittlung der Beitragsflächen die Vorschriften entspre-
chend angewandt, wie sie bestehen für 

a) Grundstücke in Bebauungsplangebieten, wenn in der Satzung Bestimmungen 
über das zulässige Nutzungsmaß getroffen sind, 

b) unbeplanten Grundstücke, wenn die Satzung keine Bestimmungen über das 
zulässige Nutzungsmaß enthält. 

 
(5) Für Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten wird die nach den 
vorstehenden Regelungen ermittelte und gewichtete Grundstücksfläche um 40 v.H. 
erhöht. Dies gilt entsprechend für ausschließlich gewerblich, industriell oder in ähnli-
cher Weise genutzte Grundstücke in sonstigen Baugebieten. Bei teilweise gewerb-
lich, industriell oder in ähnlicher Weise genutzten Grundstücken (gemischt genutzte 
Grundstücke) wird die nach den vorstehenden Regelungen ermittelte und gewichtete 
Grundstücksfläche um 20 v. H. erhöht.  
 
(6) Ergeben sich bei der Ermittlung der errechneten und der Beitragsveranlagung 
zugrunde zu legenden Fläche Bruchzahlen, werden diese auf volle Zahlen abgerun-
det. 

§ 7 
Eckgrundstücke und durchlaufende Grundstücke 

(1) Für Grundstücke, die zur Abrechnungseinheit nach dieser Satzung Zufahrt oder 
Zugang nehmen können und zusätzlich durch eine Erschließungsanlage im Sinne 
des § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB erschlossen werden, für die Erschließungsbeiträge 
nach dem BauGB erhoben wurden oder zu erheben sind und die voll in der Baulast 
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der Gemeinde steht, wird die Grundstücksfläche bei der Ermittlung des Beitragsatzes 
und der Beitragsveranlagung mit 50 v. H. angesetzt. Dies gilt jedoch nur innerhalb 
des Befreiungszeitraums nach § 13 dieser Satzung. 
 
(2) Für Grundstücke, die zur Abrechnungseinheit nach dieser Satzung Zufahrt oder 
Zugang nehmen können und zusätzlich durch zwei Erschließungsanlagen im Sinne 
des § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB erschlossen werden, für die Erschließungsbeiträge 
nach dem BauGB erhoben wurden oder zu erheben sind und die voll in der Baulast 
der Gemeinde stehen, wird die Grundstücksfläche bei der Ermittlung des Beitrags-
satzes und der Beitragsveranlagung mit 1/3 angesetzt. Dies gilt jedoch nur innerhalb 
des Befreiungszeitraums nach § 13 dieser Satzung.  
 
(3) Wird eine Tiefenbegrenzung nach § 6 Abs. 2 dieser Satzung angesetzt, so gelten 
die Regelungen nach den Abs. 1 und 2 nur für die sich überschneidenden Grund-
stücksteile. 
 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für die nach § 6 Absatz 5 erfassten Grundstücke. 

§ 8 
Entstehung des Beitragsanspruches 

Der Beitragsanspruch entsteht mit Ablauf des 31. Dezember für das abgelaufene 
Jahr. 

§ 9 
Vorausleistungen 

(1) Ab Beginn des Erhebungszeitraumes können Vorausleistungen auf wiederkeh-
rende Beiträge erhoben werden, soweit der Gemeinderat einen entsprechenden Be-
schluss dazu fasst. 
 
(2) Die Höhe der Vorausleistungen wird mit einem Beitragssatz durch den Gemein-
derat festgelegt und bemisst sich nach der voraussichtlichen Beitragshöhe für das 
laufende Jahr. 

§ 10 
Ablösung des Ausbaubeitrages 

Die Ablösung wiederkehrender Beiträge kann jederzeit für einen Zeitraum von bis zu 
10 Jahren vereinbart werden. Der Ablösung wird unter Berücksichtigung der zu er-
wartenden Kostenentwicklung die abgezinste voraussichtliche Beitragsschuld zu-
grunde gelegt. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 
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§ 11 
Beitragsschuldner 

(1) Beitragsschuldner ist, wer bei Entstehung des Beitragsanspruches Eigentümer 
oder dinglich Nutzungsberechtigter des Grundstückes ist. 
 
(2) Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner. 
(3) Wohnungs- und Teileigentümer sind Beitragsschuldner entsprechend ihrem im 
Grundbuch eingetragenen Anteils. 

§ 12 
Veranlagung und Fälligkeit 

(1) Die wiederkehrenden Beiträge und die Vorausleistungen darauf werden durch 
schriftlichen Bescheid festgesetzt. 
 
(2) Der Beitragsbescheid enthält: 

1. die Bezeichnung des Beitrages, 
2. den Namen des Beitragsschuldners, 
3. die Bezeichnung des Grundstückes, 
4. den zu zahlenden Betrag, 
5. die Berechnung des zu zahlenden Betrages unter Mitteilung der Veranla-

gungsfläche und des Beitragssatzes, 
6. die Festsetzung des Fälligkeitstermins, 
7. die Eröffnung, dass der Beitrag als öffentliche Last auf dem Grundstück ruht, 

und 
8. eine Rechtsbehelfsbelehrung. 

 
(3) Der wiederkehrende Beitrag ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des 
Beitragsbescheides fällig. Die Vorausleistungen werden in bis zu vier Raten erhoben. 
Fälligkeit und Höhe der Raten innerhalb des laufenden Kalenderjahres werden im 
Bescheid festgesetzt. 
 
(4) Die Grundlagen (Maßstabsdaten) für die Festsetzung wiederkehrender Beiträge 
können durch besonderen Bescheid (Feststellungsbescheid) festgestellt werden. 

§ 13 
Übergangsregelung 

(1) Gemäß § 10a Abs. 5 KAG wird abweichend von § 10a Abs. 1 Satz 2 KAG festge-
legt, dass Grundstücke, die zu den im Folgenden aufgezählten Verkehrsanlagen Zu-
fahrt oder Zugang nehmen können, vorbehaltlich § 7 Absätze 1 und 2 dieser Satzung 
erstmals in den ebenfalls genannten Jahren bei der Ermittlung des wiederkehrenden 
Beitrags berücksichtigt und beitragspflichtig werden: 

1. Die Straßen im Gewerbegebiet Andel (Moselbahnstraße, Kordelweg, Zur Sand-
grub, und Nebenstraße, gemäß Widmungsverfügung vom 13.08.2003), im Jahre 
2023 
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2. Die Straßen im Neubaugebiet Andel, Abrechnungsbereich 2, Tannenweg, Aka-
zieneck, Im Kirschfeld, Wiesenweg (Teilbereich), Ahornweg (Teilbereich) und Am 
Ring (Teilbereich), dargestellt in Anlage 3 dieser Satzung, im Jahre 2008 

3. Die Straßen im Baugebiet Kueser Plateau II, Amselweg, Drosselweg, Finkenweg, 
Meisenweg, Nachtigallenweg und Zeisigweg, im Jahre 2011 

4. Die Verlängerung der „Neustraße“ im Stadtteil Wehlen (gemäß Widmung vom 
24.05.2002), im Jahre 2022 

5. Die Weingartenstraße, Teilbereich von der Einmündung in die Goethestraße bis 
zur Einmündung in die Raustraße, im Jahre 2010 

6. Die Weingartenstraße, Teilbereich von der Einmündung der Raustraße bis zum 
Ortsende i. R. Lieser, im Jahre 2012 

7. Die Raustraße, im Jahre 2012 

8. Die Kardinalstraße, im Jahre 2014 

9. Die Gemeindestraße „Am Rosenberg“, bestehend aus den Grundstücken Ge-
markung Kues, Flur 1, Flurstücke 2/132, 2/137, 2/95 und 2/116 (vergl. Wid-
mungsverfügung vom 10.07.2008), im Jahre 2028. 

10. Der „Verbindungsweg Wiesenweg / Am Ring“, bestehend aus dem Grundstück 
Gemarkung Andel, Flur 8 Flurstück 64 (teilweise, vergl. Widmungsverfügung vom 
03.12.2009), im Jahre 2031. 

11. Die Waldstraße mit Seitenweg, bestehend aus den Grundstücken Gemarkung 
Andel, Flur 7, Flurstück 2/2, Flur 10 Flurstücke 10/1 und 28 und Flur 8 Flurstücke 
85 und 174 (alle teilweise [vergl. Widmungsverfügung vom 21.07.2011]), im Jah-
re 2031. 

12. Die Straße „Am Krausbach“, Stadtteil Wehlen, im Jahre 2033. 

13. Die Straße „Blumenweg“, Stadtteil Andel, im Jahre 2035. 

 
(2) Grundstücke in dem 1989 gebildeten und zum 31.12.2012 aufgehobenen Sanie-
rungsgebiet „Bernkastel“ werden entsprechend Absatz 1 erstmals bei der Ermittlung 
des wiederkehrenden Beitrags berücksichtigt und beitragspflichtig: 
Bei einem gezahlten Ausgleichsbetrag bis 2.500,00 € im Jahre 2017, 
bei einem gezahlten Ausgleichsbetrag von 2.500,01 € bis 5.000,00 € im Jahre 2021, 
bei einem gezahlten Ausgleichsbetrag von 5.000,01 € bis 7.500,00 € im Jahre 2025, 
bei einem gezahlten Ausgleichsbetrag von 7.500,01 € bis 10.000,00 € im Jahre 
2029, 
bei einem gezahlten Ausgleichsbetrag ab 10.000,01 € im Jahre 2033. 
 
(3) Grundstücke, die innerhalb des Geltungsbereiches des am 30.05.1989 gebildeten 
und zum 20.04.2017 aufgehobenen Sanierungsgebietes „Bahnhof Kues“ (siehe An-
lage 4) liegen, sind ab dem Jahr 2022 bei der Ermittlung des Wiederkehrenden Bei-
trags wie nachstehend nicht zu berücksichtigen und nicht beitragspflichtig: 
Bei einem gezahlten Ausgleichsbetrag bis 2.500,00 € auf die Dauer von 4 Jahren, 
bei einem gezahlten Ausgleichsbetrag von 2.500,01 € bis 5.000,00 € auf die Dauer 
von 8 Jahren, 
bei einem gezahlten Ausgleichsbetrag von 5.000,01 € bis 7.500,00 € auf die Dauer 
von 12 Jahren, 
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bei einem gezahlten Ausgleichsbetrag von 7.500,01 € bis 10.000,00 € auf die Dauer 
von 16 Jahren, 
bei einem gezahlten Ausgleichsbetrag ab 10.000,01 € auf die Dauer von 20 Jahren. 
 
Gleiches gilt für die Grundstücke im Sanierungsgebiet „Bahnhof Kues“, die den Aus-
gleichsbetrag im Rahmen einer vertraglichen Ablöse-Vereinbarung gezahlt haben. 
 

§ 13a 
Öffentliche Last 

Der wiederkehrende Straßenausbaubeitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück. 
 

§ 14 
In-Kraft-Treten 

(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2007 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig treten die Satzung über die Erhebung wiederkehrender Beiträge für 
öffentliche Verkehrsanlagen vom 09.01.1996 und die dazu ergangenen Änderungs-
satzungen außer Kraft.  
 
 
 

Bernkastel-Kues, den 10. Juli 2007 
 

(DS) gez. Wolfgang Port, Stadtbürgermeister 
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Anlage 2 
zur Satzung der Stadtgemeinde Bernkastel-Kues über die Erhebung von wie-
derkehrenden Beiträgen für den Ausbau von Verkehrsanlagen vom 10. Juli 
2007 
 
 
Die Bildung von Abrechnungseinheiten (§ 3 Abs. 1) wird wie folgt begründet: 

 

 Bereits mit Inkrafttreten des Kommunalabgabengesetzes zum 01.01.1996 
wurde im Stadtgebiet Bernkastel-Kues die Erhebung wiederkehrender Beiträ-
ge mit Abrechnungseinheiten eingeführt.  

 In dem Zeitraum ab 1996 sind in den Abrechnungseinheiten „Kues“, „Wehlen“ 
und „Andel“ Ausbaumaßnahmen auch durchgeführt worden, die zu Beitragser-
hebungen wiederkehrender Art führten.  

 Die in § 3 Absatz 1 genannten Abrechnungseinheiten sind voneinander klar 
abgrenzbar und liegen räumlich getrennt.  

 Der gesamte Stadtteil „Bernkastel“ stellt Sanierungsgebiet dar. Hier wurden in 
den vergangenen Jahren Baumaßnahmen durchgeführt, die nach BauGB in-
nerhalb der Sanierung abzurechnen sind. Dieser Tatbestand ist mit keinem 
anderen Stadtteil vergleichbar.  

 In den Jahren seit Einführung des wiederkehrenden Beitrages sind unter-
schiedliche Beitragsbelastungen entstanden. So beliefen sich die wiederkeh-
renden Beiträge auf: 

 0,00 € in der Abrechnungseinheit „Bernkastel“ 

 0,00 € in der Abrechnungseinheit „Plateau“ 

 0,086 € in der Abrechnungseinheit „Andel“ 

 0,59 € in der Abrechnungseinheit „Kues“ und 

 0,27 € in der Abrechnungseinheit „Wehlen“ 

 Die Abrechnungseinheiten weisen unterschiedliche Grundstücksstrukturen 
und Nutzungen auf.  

 Die Ortslage „Wehlen“ kann als Dorfgebiet mit einem geringen Anteil an 
reinen Gewerbeflächen bezeichnet werden. Fast die gesamte Ortslage 
stellte unbeplanter Bereich dar. Entlang der Hauptstraße befinden sich 
i.d.R. nur schmale Grundstücke in Grenzbebauung. 

 Die Ortslage „Bernkastel“ besteht zwar aus einer relativ großen Zahl 
von Grundstücken, die aber i.d.R. eine geringe Grundfläche vorweisen 
und auf dieser geringen Grundfläche erfolgt eine teilweise intensive 
gewerbliche Nutzung (Gastronomie pp.). 

 Die Ortslage „Kues“ ist zu einem überwiegenden Teil überplant bzw. 
überplant gewesen. Der flächenmäßig größte Teil der Grundstücke hat 
seinen Zuschnitt aufgrund einer Bebauungsplanung erhalten. Nur etwa 
1/5 der Grundstücke weist einen alten Grundstückszuschnitt (kleine 
bzw. schmale lange Grundstücke) auf. Große Gewerbeflächen und öf-
fentlich genutzte Flächen (Schulen, Schwimmbad, Sportplatz pp.) sind 
Bestandteil der Ortslage.  



 

 12

 Die Ortslage Andel ist Dorfgebiet mit einem äußerst geringen Anteil an 
Gewerbeflächen und besteht zu rund 1/3 Flächenanteil aus der unbe-
planten alten Ortslage und zu rund 2/3 Flächenanteil aus Bebauungs-
plangebiet.  

 Das Gewerbegebiet Andel ist verkehrsmäßig nur außerhalb der Orts-
durchfahrt an die Bundesstraße 53 angebunden und hat keine unmit-
telbare Verbindung mit der Ortslage Andel (anders als z.B. in Kues).  

 Der Stadtteil „Plateau“ stellt reines Plangebiet dar. Hier sind flächen-
mäßig große Baugrundstücke vorhanden, die gewerbliche bzw. gewer-
beähnlich genutzt werden (Kliniken pp.). 

 Der Straßenzustand ist sehr unterschiedlich.  

 Im Stadtteil „Bernkastel“ sind fast alle Straßen in inneren Bereich als 
Pflasterstraßen schon vor Jahren erneuert worden. Eine weitere grund-
legende Erneuerung steht für diese Straßen auf absehbare Zeit nicht 
mehr an. Lediglich die „Schanzstraße“ und die Straße „Gestade“ stehen 
zur Erneuerung an. Soweit für diese klassifizierten Straßen Baukosten 
auf die Stadtgemeinde entfallen, sind diese nicht über Ausbaubeitrags-
recht abrechenbar, sondern über die Bestimmungen der Sanierung.   

 Das Stadtgebiet Plateau weist nur Anbaustraßen auf, die entweder erst 
vor wenigen Jahren hergestellt wurden oder sich noch in einem guten 
Zustand befinden, so dass ein Ausbau derzeit nicht absehbar ist.  

 Die Ausgestaltung des Straßenraumes ist in den einzelnen Stadtteilen sehr 
unterschiedlich.  

 So sind im Stadtteil „Bernkastel“ i.d.R. nur schmale Straßen ohne Geh-
weg vorhanden.  

 Die Straßen des Stadtteils „Plateau“ haben alle einen einseitigen oder 
sogar einen beidseitigen Gehweg.  

 Die Straßen in den alten Ortslagen von Andel, Kues und Wehlen wei-
sen keine Gehwege auf.  

 Die Breiten der Straßenkörper weisen große Unterschiede auf. 

 Der gesamte Stadtteil „Plateau“ ist vor etwa 25 bis 30 Jahren neu entstanden. 
Hier wurden alle Anbaustraßen erstmals hergestellt und dazu auch Erschlie-
ßungsbeiträge erhoben. Hier waren keine bestehenden öffentlichen Verkehrs-
anlagen wie in den anderen Stadtteilen vorhanden.  
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Anlage 4 
zur Satzung der Stadtgemeinde Bernkastel-Kues über die Erhebung von wie-
derkehrenden Beiträgen für den Ausbau von Verkehrsanlagen vom 10. Juli 
2007 
 

 
 


